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Der „700-Millionen-Missbrauch“ in der beruflichen Vorsorge 

Wegen einem vagen Gesetz und einem Bundesrat, dem die Interessen der Lebensversicherer näher sind als jene der Arbeitnehmenden, bedienen sich die Lebensversicherungen mit jährlich bis zu 700 Millionen Franken an den Geldern der zweiten Säule. Ein offensichtlicher Missbrauch im grossen Stil. Für Travail.Suisse ist klar: Ohne eine saubere, das übliche Verständnis von Überschuss respektierende Regelung der Überschussverteilung hat eine Senkung des Umwandlungssatzes in der zweiten Säule keine Chance.

Die Lebensversicherer drücken, wo immer sie können, auf die Leistungen der beruflichen Vorsorge. So waren sie sogar nach zwei guten Jahren an den Finanzmärkten gegen die bescheidene Erhöhung des Mindestzinses von 2.5 auf 2.75 Prozent. Und in der Diskussion um den Umwandlungssatz plädieren sie für eine möglichst rasche Senkung auf ein möglichst tiefes Niveau. Vordergründig argumentieren sie für ihre Position immer damit, dass ein höherer Mindestzins bzw. Umwandlungssatz nicht zu finanzieren sei und sie in den Ruin treiben würde. 
An diesem Argument kann etwas nicht stimmen, denn die Lebensversicherer haben mit der beruflichen Vorsorge in den letzten Jahren gut verdient. Gemäss NZZ haben die Lebensversicherungen zwischen 2003 und 2006 Eigenkapitalrenditen von 13 bis 18 Prozent erwirtschaftet. Ein wichtiger Grund für diese positiven Finanzergebnisse der Lebensversicherungen ist die Art und Weise, wie die gesetzlich vorgegebene Überschussverteilung vom Bundesrat in der Verordnung umgesetzt wurde.
Ertrag gleich Überschuss: Die merkwürdige Buchhaltung der Lebensversicherer
Als Folge der Rentenklau-Diskussion hat das Parlament vermeintlich klare Regeln zur Verteilung der Überschüsse in den von Lebensversicherungen geführten Sammeleinrichtungen beschlossen. Hauptelement dieser Regelung ist die so genannte „legal quote“. Diese sieht vor, dass 90 Prozent der Überschüsse an die Versicherten fliessen müssen. (Nebenbei: in einer autonomen Pensionskasse fliessen immer 100 Prozent der Überschüsse an die Versicherten.)
In der Umsetzung durch den Bundesrat ist aber diese vermeintlich klare Regelung so ausgelegt worden, dass die Lebensversicherer im Normalfall 90 Prozent des Bruttoertrages behalten können. Diese Auslegung entspricht – wie selbst die NZZ (11.09.2007) festhält – nicht dem landläufigen Sinn von Überschüssen. Und auch Bundesrat Merz, dem das zuständige Bundesamt für Privatversicherungen unterstellt ist, dürfte in Bezug auf die Bundesfinanzen ein anderes Verständnis von Überschüssen haben. 
700 Millionen Franken für die Altersvorsorge oder für die Aktionäre?
Die Auswirkungen dieser kreativen Auslegung der Überschussverteilung in der beruflichen Vorsorge sind gewaltig. So geht es gemäss NZZ immerhin darum, ob je nach Jahr zwischen 500 und 700 Millionen Franken in die Altersvorsorge der Arbeitnehmenden fliessen oder aber als Gewinn an die Aktionäre der Lebensversicherer verteilt werden. 
Heute wird sofort von Missbrauch gesprochen, wenn jemand von der Sozialhilfe oder der IV einige Franken unrechtmässig oder vielleicht sogar rechtmässig, aber unter moralisch fragwürdigen Bedingungen bezieht. Wenn die Überschussverteilung der Lebensversicherungen mit dem gleichen Massstab gemessen wird, dann kann sie nur als Bereicherung der Lebensversicherungen mittels der Vorsorgegelder der versicherten Arbeitnehmenden und als staatlich sanktionierter „Missbrauch“ einer Sozialversicherung im grossen Stil bezeichnet werden.

Travail.Suisse fordert Klarheit im BVG

Wie von Travail.Suisse bereits früher verlangt (Pressedienst 29. Januar 2007) hat die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates (GPK-N) die Umsetzung der Überschussverteilung geprüft und wird noch in diesem Herbst einen Bericht dazu veröffentlichen. Gemäss Hugo Fasel, der die zuständige Subkommission der GPK-N leitet, ist das Gesetz in Bezug auf die Überschussverteilung so vage, dass dem Bundesrat bei der Umsetzung keine Gesetzeswidrigkeit vorgeworfen werden kann. 

Travail.Suisse fordert deshalb eine Anpassung des Gesetzes, so dass zukünftig alle das gleiche unter Überschüssen verstehen. Das sollte eigentlich keine Probleme bereiten, da Überschüsse in jedem Lehrmittel des Rechnungswesens als Ertrag minus Aufwand definiert werden.

Keine Senkung des Umwandlungssatzes ohne saubere Überschussverteilung

Zudem ist für Travail.Suisse klar, dass eine Senkung des Umwandlungssatzes nicht in Frage kommt, bevor die Überschussverteilung klar geregelt ist. Denn je grösser der Anteil der Überschüsse, der den Altersguthaben der versicherten Arbeitnehmenden gutgeschrieben wird, desto kleiner sind die Auswirkungen einer Senkung des Umwandlungssatzes auf die zukünftigen Renten. Das heisst, dass bei den Sammeleinrichtungen der Lebensversicherungen eine moderate Senkung des Umwandlungssatzes allein mit einer sauberen Überschussverteilung mindestens teilweise kompensiert werden kann.
Travail.Suisse wird deshalb in der laufenden Revision des BVG die Forderung einbringen, die Überschussverteilung klar zu regeln. Ohne die saubere Regelung der Überschussverteilung ist jedoch das Referendum gegen eine weitere Senkung des Umwandlungssatzes so sicher wie das Amen in der Kirche.
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